Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 1359 


Der Bundesminister der Finanzen 

II D/l - 0 6016 - 1/55 


Bonn, den 28. April 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Deutsche Forderungen an die amerikanischen 
Streitkräfte bzw. an die französische Genie -Truppe 

Bezug: Kleine Anfrage 145 der Fraktion der DP 
- Drucksache 1143 - 


Zu der Kleinen Anfrage 145 der Fraktion der DP nehme ich wie folgt 

Stellung: 

1 . Die Bearbeitung der rückständigen Forderungen gegen die ameri- 
kanischen Streitkräfte war Gegenstand wiederholter Besprechun- 
gen mit dem amerikanischen Hauptquartier in Heidelberg im 
Laufe des Jahres 1954; ich darf mich insoweit auf die Beantwortung 
der Kleinen Anfrage 33 — Drucksache 443 — beziehen. 

2. Die Abwicklung der rückständigen Forderungen gegen die ameri- 
kanischen Streitkräfte stieß auf eine ganze Reihe von Schwierig- 
keiten, die mindestens zum Teil in der Sache selbst, d. h. in der 
Schwierigkeit der Materie und der zu klärenden Fragen, lagen. 
Nicht zuletzt sind sie auch darauf zurückzuführen, daß die zu- 
grunde liegenden Maßnahmen und Anordnungen bereits vor mehr 
oder weniger langer Zeit getroffen worden und die verantwort- 
lichen Personen heute nicht mehr erreichbar sind. 

Es muß jedoch anerkannt werden, daß sich das amerikanische 
Hauptquartier — seitdem es sich auf meine Veranlassung hin mit 
den rückständigen Forderungen und ihrer Abwicklung befaßte — 
mit Nachdruck bemühte, die Bearbeitung nach Möglichkeit zu 
beschleunigen; es wurde dann mit den Zirkularen 21 und 22 vom 
21. September / 27. Oktober 1954 (Anlagen 1 und 2) ein neues 
Verfahren zur Bearbeitung der sog. Claims (Ansprüclie) und 
Appeals (Beschwerden) eingeführt, das dem Anspruchberechtigten 
im Rahmen des Requisitionsrechts der Besatzungsmächte ein ver- 
hältnismäßig hohes Maß von Rechtsschutz zusichert. Im Rahmen 
dieses Verfahrens ist auch für eine ausreichende Mitwirkung sach- 
verständiger deutscher Behörden gesorgt; soweit das Verfahren im 
einzelnen noch nicht ganz befriedigt, sind die deutschen Behörden, 
insbesondere die an dem Verfahren vor dem beim amerikanischen 
Hauptquartier neu geschaffenen Beschwerdeamt (Board of Requi- 
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sition Demand Appeals) förmlich beteiligte Bundesstelle für den 
Warenverkehr bereits entsprechend beim amerikanischen Haupt- 
quartier vorstellig geworden, das die Berücksichtigung der vorge- 
tragenen Wünsche in Aussicht gestellt hat. 


3. Über den Stand der Bearbeitung der vorliegenden Claims gibt 
folgende Übersicht Aufschluß: 


Anzahl DM 


Claims: Stand 1. Oktober 1954 .... 

404 

32,7 

Mio 

Zugang 1. Oktober 1954 bis 




24. Februar 1955 

223 

5,0 

Mio 


627 

37,7 

Mio 

entschieden 1. Oktober 1954 bis 




24. Februar 1955 

335 

18,6 

Mio 

Stand 24. Februar 1955 .... 

292 

19,1 

Mio 


Über das materielle Ergebnis gibt eine Gegenüberstellung der 
angemeldeten Ansprüche (Claims) und der anerkannten Beträge 
Aufschluß, die allerdings nur bisher für den Zeitraum vom 
1. Oktober bis 31. Dezember 1954 vorliegt; in dieser Zeit wurden 
von 178 Claims über 4,87 Mio DM Insgesamt 1,88 Mio DM 
(= 37,5 v.H. der angemeldeten Claims) anerkannt. 

Zur Beurteilung dieser Zahlen dürfte es von Interesse sein, daß in 
einem — allerdings vielleicht nicht als typisch zu bezeichnenden — 
Fall, der im Einvernehmen mit dem amerikanischen Hauptquartier 
durch den Bundesrechnungshof gründlich geprüft wurde, von einer 
ursprünglichen Forderung des Anspruchberechtigten in Höhe von 
3,16 Mio DM im Einvernehmen mit ihm nur ein Betrag von 
1,50 Mio DM, d. h. 47 v.H., als berechtigt anerkannt werden 
konnte. Im übrigen stammen die Claims ganz überwiegend aus den 
Jahren 1954 und 1955; am 24. Februar 1955 lagen beim Heer nur 
noch 5 Claims aus dem Jahre 1953 und 2 vom August 1952 vor, 
bei denen die abschließende Bearbeitung Infolge besonders widriger 
Umstände auf erhebliche Schwierigkeiten gestoßen ist. 


4. Der Stand der Bearbeitung der Appeals läßt sich aus folgender 
Übersicht entnehmen: 


Anzahl DM 


Appeals: Stand 1. Oktober 1954 .... 87 8,4 Mio 

Stand 31. Dezember 1954 ... 89 6,6 Mio 

Stand 24. Februar 1955 .... 92 7,2 Mio 


Nach dem Stand vom 24. Februar 1955 hatte das auf Grund des 
Zirkulars Nr. 21 neu geschaffene Beschwerdeamt über 7 Fälle 
bereits verhandelt, für 6 weitere Fälle war Termin anberaumt. 
Im übrigen läßt sich über die Bewährung des neuen Beschwerde- 
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Verfahrens auf Grund des Zirkulars Nr. 21 Abschließendes im 
gegenwärtigen Zeitpunkt nodi nicht aussagen, da Erfahrungen mit 
diesem Verfahren erst noch gesammelt werden müssen. In einer 
Reihe von Fällen hat im übrigen das Beschwerdeamt die Beschwer- 
den an die Mittelbehörden der Streitkräfte zurückgegeben und 
ihnen Revision ihrer Entscheidung anheimgestellt. 

5. Über die Bearbeitung der rückständigen Forderungen gegen die 
französische Genie-Truppe, die in erster Linie aus Lohn- und 
Stoffpreiserhöhungsforderungen herrühren, wurde durch die Lan- 
desbauabteilung bei der Oberfinanzdirektion Koblenz und durch 
meine Bautechnische Arbeitsgruppe Heidelberg bereits seit längerer 
Zeit, allerdings ohne befriedigenden Erfolg, verhandelt. Aus der 
gesamten französischen Zone, d. h, Nord- und Mittelzone (Rhein- 
land-Pfalz) und Süd-Zone (Süd-Baden), wurden insgesamt an 
Ansprüchen bisher 

Anzahl 


angemeldet 1 322 

davon bereits vor längerer Zeit abgelehnt 484 

bleiben 838 

davon geregelt 670 

noch schwebend 168 


Ausbezahlt wurden insgesamt 1,6 Mio DM; bedauerlicherweise 
läßt sich nicht feststellen, welcher Gesamtbetrag an angemeldeten 
Ansprüchen dieser Summe gegenübergestellt werden müßte. 

Die heute noch offenen Forderungen stammen in erster Linie aus 
der Nord- und Mittelzone; nach den bei der Landesbauabteilung 
der Oberfinanzdirektion Koblenz vorhandenen Unterlagen be- 
laufen sich diese Ansprüche auf ursprünglich rd. 2,0 Mio DM, 
wovon bislang etwas weniger als 1,0 Mio DM anerkannt und aus- 
bezahlt worden sind. Die Bearbeitung der Ansprüche erfolgt in 
dem durch die Verordnung Nr. 272 (ABl.AHK 1951 Nr. 72 
S. 1371)"* geregelten Verfahren. Danach besteht die Möglichkeit, 
den Anspruch vor den französischen Gerichten 1, Instanz mit Be- 
rufungsmöglichkeit an Gerichte 2. Instanz zu verfolgen. Anderer- 
seits ist jedoch auch eine Bearbeitung auf dem Beschwerdewege 
möglich, für den der Service du Personei, du Materiel et des Pres- 
tations (PMP) — Recours et Contentieux — der französischen 
Hohen Kommission in Baden-Baden (Hotel Regina) zuständig ist. 
Da die Unterlagen, auf die sich die Ansprüche und Beschwerden 
stützen, eine Reihe erheblicher Unklarheiten enthalten, die sich nur 
bei genauer Kenntnis der seinerzeitigen Verhältnisse ausräumen 
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lassen, habe ich mit der genannten französischen Dienststelle in 
Baden-Baden nunmehr folgende Behandlung vereinbart: 

a) Grundsätzlich steht den Anspruchberechtigten auch gegen einen 
ablehnenden Bescheid von PMP/Recours et Contentieux in 
Baden-Baden nochmalige Besdiwerde zu, wenn er neue Tat- 
sachen zur Begründung seines Anspruchs Vorbringen kann. Bei 
Ansprüchen aus dem Bereich der Geniedirektion Mainz und 
Koblenz wird die Landesbauabteilung der Oberfinanzdirektion 
Koblenz in solchen Fällen den Anspruchsberechtigten bei PMP/ 
Recours et Contentieux die erforderliche Unterstützung ange- 
deihen lassen. 

b) Außerdem wird PMP/Recours et Contentieux ein Verzeichnis 
der der Landesbauabteilung bei der Oberfinanzdirektion Koblenz 
bekanntgewordenen Anspruchsfälle mitteilen, um zu verhindern, 
daß Anspruchberechtigte in Unkenntnis der Verfahrensvor- 
schriften ihre Ansprüche nur bei der Landesbauabteilung ange- 
meldet haben und es versäumen, sie bei den zuständigen franzö- 
sischen Dienststellen geltend zu machen. 

6. Wegen der Bezahlung von Verzugszinsen wird von der Bundes- 
regierung mit der amerikanischen und der französischen Hohen 
Kommission bereits besonders verhandelt; ein Ergebnis haben diese 
Verhandlungen allerdings bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
nicht gezeitigt. 

7. Etwaige wirtschaftliche Schäden infolge der schleppenden Bearbei- 
tung der rückständigen Forderungen gehen letzten Endes auf 
Leistungen für die Besatzungsmächte zurück. Es muß daher seitens 
der deutschen Bundesregierung der Standpunkt vertreten werden, 
daß die Besatzungsmächte nach elementaren völkerrechtlichen 
Grundsätzen verpflichtet sind, ggfs, solche im einzelnen nachge- 
wiesenen Folgeschäden zu ersetzen. 


Schaffer 



Anlage 1 


Übersetzung 

HEADQUARTERS UNITED STATES ARMY, EUROPE 

Beschaffungsrundsdireiben APO 403 

Nummer 21 21. September 1954 

Inkrafttreten am 11. Oktober 1954 

Beschwerden über Streitigkeiten aus Requisitionsanforderungen 

(Requisition Order-Demands) 

1. Bezug. USAREUR-Rundschreiben 75, 1952 

2. Sachlicher Geltungsbereich. Die Vorschriften dieses Rund- 
schreibens finden Anwendung auf alle USAREUR, USNAVGER 
und USAFE-Beschaffungen, mit DMark-Mitteln, die von der deut- 
schen Regierung zur Verfügung gestellt wurden. 

3. Zweck. Der Zweck dieses Rundschreibens ist die Darlegung 
des Verfahrens, das bei der Bearbeitung von Beschwerden über Strei- 
tigkeiten aus Requisitionsanforderungen zu befolgen ist. 

4. Begriffsbestimmungen (für Zwecke dieses Rundsdireibens). 

a. Beschaffungsstelle. 

(1) Commanding General, Seventh Army 

(2) US Commander, Berlin 

(3) Commanding General, Bremerhaven Post of 
Embarkation. 

(4) Area Cornmanders 

(5) Leiter der Technischen Dienste, USAREUR; 

Chief Special Activities Division 

Armed Forces Information and Education Division 
Adjutant General, USAREUR. 

(6) Commander, US Naval Forces, Germany 

(7) Commander, Air Materiel Force, Europe 

(8) Commander, Twelfth Air Force 

b. Streitigkeit. Eine Nichtübereinstimmung seitens des 
Lieferanten mit dem von dem Beschaffungsoffizier festgestellten Tat- 
bestand oder seiner Entscheidung betreffend die Bestimmungen und 
Bedingungen einer Requisitionsanforderung (EC Formblatt 6GA). 

••*) Es wird darauf hingewiesen, daß bei verschiedener Interpretation trotz dieser 
von USAREUR autorisierten Übersetzung der englische Text maßgebend ist. 
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5. US AREUR- Ausschuß für Beschwerden über Requisitions- 
anforderungen. 

a. Die Regeln, nadr denen der USAREUR-Ausschuß für Be- 
schwerden über Requisitionsanforderungen verfährt, sind in An- 
hang A enthalten. Dieser Anhang kann Lieferanten, die Auskunft 
über das Verfahren des Ausschusses wünsdien, zur Verfügung gestellt 
werden. 

b. Die Gerichtsbarkeit des Ausschusses beschränkt sich auf 
Streitigkeiten aus Requisitionsanforderungen der US-Streitkräfte für 
Beschaffungen von Waren und Dienstleistungen, die zu Lasten der 
Besatzungskosten- oder Auftragsausgabemittel gehen, mit Ausnahme 
derjenigen, die den Erwerb und die Benutzung von Liegenschaften 
betreffen. 

6. Verfahren zur Bearbeitung von Beschwerden, a. Wenn eine 
Beschwerde über die Entscheidung des Beschaffungsoffiziers vorgelegt 
wird, muß der Beschaffungsoffizier den Zeitpunkt der Einreichung 
darauf vermerken und Innerhalb von 10 Tagen vom Datum der 
Beschwerde das Original und zwei • Abschriften an den Leiter der 
zuständigen Beschaffungsstelle (§ 4), zusammen mit dem Original 
oder der beglaubigten Abschrift der Requisitionsanforderung (einschl. 
aller Bedingungen und Bestimmungen derselben), einer beglaubigten 
Abschrift seiner Tatsachenfeststellung und Entscheidung, einer Ab- 
schrift der von ihm durchgeführten Beweisaufnahme und allen Unter- 
lagen, die sich auf den Fall beziehen, weiterleiten. Er muß ferner je 
eine Abschrift der Beschwerde, der Tatsachenfeststellung und der 
Entscheidung an die Gruppe Besatzungsbedarf, Bundesstelle für den 
Warenverkehr des deutschen Bundeswirtschaftsministeriums (BBB), 
cinsenden, unter gleichzeitiger Mitteilung an die BBB, daß eine Be- 
schwerde eingereicht wurde, und die BBB um Stellungnahme und 
Vorschläge ersuchen. 

b. (1) Der Leiter der Beschaffungsstelle, der die Beschwerde 
erhält, muß den Fall einer eingehenden Prüfung unterziehen und 
sich vergewissern, daß der Beschaffungsoffizier eine sorgfältige und 
unparteiische Untersuchung aller den Fall betreffenden Tatsachen 
vorgenommen hat und muß alles Erforderliche daran setzen, die 
Angelegenheit im besten Interesse der Regierung und zur Zufrieden- 
heit des Beschwerdeführers beizulegen. 

(2) Wenn der Leiter der Beschaffungsstelle nicht in der 
Lage ist, den Fall beizulegen, muß er ihn innerhalb von 20 Tagen 
an dieses Fiauptquartler (z. Fi. Aussdtuß für Beschwerden über 
Requisitionsanforderungen) weiterleiten. Er muß sich vergewissern, 
daß die Unterlagen vollständig sind (einschl. Original oder beglau- 
bigte Abschrift der Requisitionsanforderung, Pläne, Spezifizierungen 
und Änderungsaufträge). 
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7. In Fällen, ln denen eine Beschwerde bei einer anderen Dienst- 
stelle der US Armee als der zuständigen Bcschaffungsstelle eingereicht 
wird, muß das Eingangsdatum von der Empfangsstelle eingesetzt und 
die Beschwerde dem Beschaffungsoffizier so schnell wie möglich 
weitergeleitet werden. Der Beschaffungsoffizier bearbeitet dann die 
Beschwerde gemäß der in Paragraph 6 dargelegten Vorschrift. 

(AG 400.12 GLD — Heid Mil 7914) 

Auf Befehl von General Hoge: 

C. B. Ferenbaugh 
Major General, GS 
Chief of Staff 

Beglaubigt: 

D. R. van Sickler 
Colonel, ACC 
Adjutant General 

Besonderer Verteiler 


Für die Richtigkeit der Übersetzung: 
gez. Dr. Kemnitz 


Zum Circular 21 


ANHANG A 

USAREUR“ Ausschuß für Beschwerden über 
Requisitionsanforderungen 
V erfahrenst egeln 

A, Einleitung 

1. Befugnis. Der USARFiUR- Ausschuß für Beschwerden über 
Requisitionsanforderungen (nachstehend der Ausschuß genannt) ist 
der bevollmächtigte Vertreter des Commander in Chief, USAREUR. 
Er ist zuständig für die Verhandlung, Prüfung und Entscheidung aller 
Beschwerden von Requisitions-Auftragnehmern über Entscheidungen 
der Beschaffungsoffiziere oder deren bevollmächtigten Vertretern in 
Streitigkeiten aus den Bedingungen und Bestimmungen von Requisi- 
tionsanforderungen (mit Ausnahme von Erwerb und Benutzung von 
Liegenschaften), entsprechend den Vorschriften der Direktiven, durch 
die der Commander in Chief, USAREUR, das Beschwerderecht 
eröffnet hat. 
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2. Verfahren, Der Ausschuß kann nur über Streitigkeiten aus 
Requisitionsanforderungen (EC Formblatt 6GA) verhandeln. Ent- 
Scheidungen über Forderungen von Requisitions-Auftragnehmern fällt 
der Beschaffungsoffizier. Er hat eine schriftliche Tatsachenfeststellung 
zu treffen, seine Entscheidung schriftlich niederzulegen und eine Ab- 
sthrift derselben, zusammen mit seiner Tatsadienfeststellung, mit der 
Post oder auf sonstige Weise dem Requisitions-Auftragnehmer zu 
übersenden. Innerhalb von 30 Tagen vom Eingangsdatum der Tat- 
sachenfeststellung und der Entscheidung kann der Requisitions-Auf- 
tragnehmer mit der Post oder auf sonstige Weise dem Beschaffungs- 
offizier eine an den Commander in Chief, USAREUR, gerichtete 
Beschwerde vorlegen. Wenn keine Beschwerde eingereicht wird, ist 
die Entscheidung des Beschaffungsoffiziers endgültig und rechtskräf- 
tig. Bei jedem Beschwerdeverfahren gemäß dieser Vorschriften muß 
dem Requisitions-Auftragnehmer Gelegenheit gegeben werden, ge- 
hört zu werden und Beweise zur Begründung seiner Beschwerde 
anzubieten. Bis zur Entscheidung einer Streitigkeit muß der Requi- 
sitions-Auftragnehmer gemäß der Entscheidung des Beschaffungs- 
offiziers mit der Durchführung der Requisitionsanforderung sorg- 
fältig fortfahren. 

3. Schriftwechsel. Der offizielle Schriftwechsel mit dem Aus- 
schuß ist an folgende Adresse zu richten: 

Commander in Chief, USAREUR 
APO 403, US Army 

Attn.: Board of Requisition Demand Appeals 

B. Verfahrensregel 

1. Anleitung zur Einreichung von Beschwerden. Eine Beschwerde 
muß schriftlich erfolgen. Das Original sowie vier Abschriften davon 
sind demjenigen Beschaffungsoffizier, gegen dessen Entscheidung die 
Beschwerde gerichtet ist, einzureichen. Die Beschwerde muß bei der 
Post aufgegeben werden innerhalb 30 Tagen nach Eingang der Ent- 
scheidung des Beschaffungsoffiziers bei dem Requisitions-Auftragneh- 
mer oder innerhalb der von dem Ausschuß schriftlich gewährten 
zusätzlichen Frist, nachdem der Requisitions-Auftragnehmer einen 
annehmbaren Grund für die Nichteinreichung innerhalb der gefor- 
derten Frist von 30 Tagen nachgewiesen hat. Jedoch soll in keinem 
Fall eine Beschwerde angenommen werden, die erst nach 90 Tagen 
nach Eingang der Entscheidung des Beschaffungsoffiziers eingereicht 
wird. Ausgenommen hiervon sind solche Beschwerden über Entschei- 
dungen vor dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen (11. 10. 54), 
welche in dem Beschwerdeverfahren nach USAREUR Rundschreiben 
75/1952 noch nicht entschieden wurden. 

2. Inhalt der Beschwerden. Eine Beschwerde muß als solche ge- 
kennzeichnet sein und soll folgendes enthalten: 
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Nummer und Datum der Requisitionsanforderung; 

Die Beschaffungsstelle oder den Technischen Dienst, die mit 
der Streitigkeit befaßt ist; 

Die Entscheidung, gegen die sich die Beschwerde richtet; 

Das Datum dieser Entscheidung; 

Die Bedingungen und Bestimmungen der Requisitionsanforde- 
rung, um die es sich in dem Fall handelt. 

Die Art der Streitigkeit; 

Das Beschwerdebegehren, um das in der Beschwerde nachge- 
sucht wird; 

Die vollständigen besonderen Tatsachen und Beweisgründe. 

Anhang 1 enthält einen Vorschlag für die Abfassung einer Beschwerde, 
jedoch kann diese in Briefform oder in Irgendeiner anderen Form 
abgefaßt werden, muß aber die geforderten Angaben enthalten. Die 
Beschwerde muß von dem Requisitions-Auftragnehmer, der die Be- 
schwerde geltend macht, persönlich oder von einem bevollmächtigten 
Angestellten der beschwerdeführenden Gesellschaft oder einem Mit- 
glied der beschwerdeführenden Firma, oder vom bevollmächtigten 
Vertreter des Requisitions- Auftragnehmers, unterzeichnet sein. 

3. Bearbeitung von Beschwerden; a. Nach Eingang einer Be- 
sdiwerde bei dem Beschwerdeoffizier muß dieser die Zeit der Ein- 
reichung darauf vermerken. Er muß innerhalb von 10 Tagen nach 
Eingang einer solchen Beschwerde das Original und zwei Abschriften 
an den Leiter der zuständigen Beschaffungsstelle zusammen mit dem 
Original oder einer beglaubigten Abschrift der Requisitionsanforde- 
rung (einschl. deren Bestimmungen und Bedingungen), einer beglau- 
bigten Abschrift seiner Tatsachenfeststellung und der Entscheidung, 
einer Abschrift der von ihm durchgeführten Beweisaufnahme, sowie 
allen zu dem Fall gehörigen Unterlagen, weiterleiten. Er muß ferner 
je eine Abschrift der Beschwerde, der Tatsachenfeststellung und der 
Entscheidung an die Gruppe Besatzungsbedarf, Bundesstelle für den 
Warenverkehr des deutschen Bundeswirtschaftsministeriums (BBB), 
einsenden. Nach Erhalt der Beschwerde muß der Leiter der Beschaf- 
fungsstelle die in Paragraph 6 b des Rundschreibens 21 dargelegten 
Maßnahmen treffen. 

b. Die BBB kann nach Erhalt der Abschriften der Beschwerde, 
der Tatsadtenfeststellung und der Entscheidung des Beschaffungs- 
offiziers ihre Stellungnahme und Vorschläge zu der Angelegenheit 
vor der mündlichen Verhandlung an den Ausschuß elnrcichen. Die 
Stellungnahme und Vorschläge des BBB müssen von dem Ausschuß 
ln Betracht gezogen werden. 

4. Vorbereitung der mündlichen Verhandlung, a. Wenn der 
Ausschuß die Originalbeschwerde und die Beschwerdeakte erhalten 
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hat, muß der Berichterstatter die Akte auf ihre Vollständigkeit über- 
prüfen und feststellen, daß folgende Unterlagen enthalten sind: 

(1) Tatsachenfeststellung und Entscheidung, gegen die die Be- 
schwerde gerichtet ist. 

(2) Requisitionsanforderung mit Bedingungen und Bestimmun- 
gen, sowie dazugehörige Pläne, Spezifizierungen, Zusätze 
und Änderungen. 

(3) Schriftwechsel zwischen den Parteien sowie andere für die 
Beschwerde wichtige Angaben. 

(4) Abschriften aller Beweisaufnahmen, die im Laufe der Ver- 
handlungen über den strittigen Fall vor Einreichung der 
Beschwerde an diesen Ausschuß durchgeführt wurden. 

(5) Tatsachen und Beweisgründe, auf denen die Beschwerde des 
Requisitions-Auftragnehmers beruht. 

(6) Überprüfung und Maisnahmen des Leiters der Beschaffungs- 
stelle. 

(7) Alle die zusätzlichen Angaben, die das Amt als erforderlich 
erachtet. 

b. Es sollen keine geheimen Unterlagen in der Akte enthalten 
sein. Die für den Pall als notwendig erachteten geheimen Unterlagen 
müssen getrennt von dem Beschaffungsoffizier und dem Leiter der 
Beschaffungsstelle eingereicht werden. 

c. Die Beschwerdeakte muß dem Beschwerdeführer zur Ein- 
sicht im Büro des Besdiwerdeaussdiusses zugänglich sein. Der Be- 
schwerdeführer muß mit dem Berichterstatter vorherige Verein- 
barungen wegen der Akteneinsicht treffen. 

d. Im Anschluß hieran legt der Interessenvertreter der US 
Regierung dem Ausschuß einen Bericht vor, in dem die Streitfragen 
enthalten sind, die er als wesentlich für die mündliche Verhandlung 
über die Beschwerde hält. Diesem sind die gesetzlichen Grundlagen 
und Empfehlungen beigefügt. 

5. Benachrichtigung über die Verhandlung. Nach Erhalt des Be- 
richtes des Intercssenvertreters der US Regierung setzt der Ausschuß 
einen Termin für die mündliche Verhandlung über die Beschwerde 
fest. Eine Benachrichtigung darüber muß an den Vertreter der US 
Regierung, den Beschwerdeführer und die BBB erfolgen. Die Benach- 
richtigung über Zeit und Ort der mündlichen Verhandlung muß min- 
destens 15 Tage vor dem für die mündliche Verhandlung festgesetz- 
ten Termin erfolgen. 

6. Zustellung von Schriftstücken. Die Zustellung von Schrift- 
stücken in allen Verfahrensangelegenheiten vor dem Ausschuß kann 
persönlich erfolgen oder durch Einschreiben (in verschlossenem Um- 
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schlag) gegen Empfangsbestätigung und Freimachung, an die An- 
schrift der Partei, an die die Zustellung erfolgen soll. Das Datum 
der Empfangsbestätigung gilt zugleich als Datum der Zustellung. 
Der Verzicht auf Zustellung eines Schriftstückes muß auf dem Schrift- 
stück oder einer Abschrift davon oder auf einem besonderen Bogen 
vermerkt und von den Parteien oder ihren Rechtsvertretern unter- 
schrieben und bei dem Aussdiuß vorgelegt werden. Sofern eine Partei 
von einem Anwalt vertreten wird, gilt die Zustellung an den Anwalt 
als richtige Zustellung an die Partei. 

7. Mündliche Verhandlungen, a. Mündliche Verhandlungen kön- 
nen von einer beschlußfähigen Anzahl der Personen, die für den 
Ausschuß bestellt sind, gehalten werden. Die Beschlußfähigkeit wird 
bei Anwesenheit des Präsidenten und zwei weiteren Mitgliedern als 
gegeben erachtet. Eine Mehrheitsentsdieidung des die Verhandlung 
abhaltenden Kollegiums stellt die Entscheidung des Ausschusses dar. 

b. Ort der mündlichen Verhandlungen. Die mündlichen Ver- 
handlungen finden am Sitz des Ausschusses statt, es sei denn, daß der 
Ausschuß cs anders bestimmt. In der Regel finden die mündlichen 
Verhandlungen nicht außerhalb statt, jedoch wird der Ausschuß einen 
Antrag auf Verhandlung an einem anderen Ort berücksichtigen, 
wenn zwingende Gründe vorgelegt werden und der Antrag dem Aus- 
schuß eingereicht wird, bevor die Benachrichtigung über den Ver- 
handlungstermin erfolgt ist. 

c. Unterwerfung des Requisitions-Auftragnehmers ohne münd- 
liche Verhandlung. Sofern der Requisitionsauftragnehmer nicht selbst 
zu der mündlichen Verhandlung zu erscheinen beabsichtigt und sich 
auch nicht vertreten lassen will, muß er den Ausschuß davon in 
Kenntnis setzen. In diesem Falle kann der Beschwerdeführer dem 
Ausschuß vor dem festgesetzten Verhandlungstermin oder innerhalb 
einer von dem Ausschuß bewilligten Frist eine kurze Darstellung des 
Falles vorlegen. 

d. Fernbleiben der Parteien oder ihrer Anwälte. Das unent- 
schuldigte Fernbleiben einer Partei oder ihres bevollmächtigten Ver- 
treters zur festgesetzten Zeit und Ort der mündlichen Verhandlung 
stellt keinen Vertagungsgtund dar. In einem solchen Falle wird die 
Verhandlung durchgeführt und die Sache so betrachtet, als hätte sich 
die ferngebliebene Partei der Entscheidung unterworfen. 

e. Durchführung der mündlichen Verhandlung. Die mündlichen 
Verhandlungen werden so formlos durchgeführt, wie dies unter 
den Umständen als vernünftigerweise zulaßbar und richtig erscheint. 
Der Requisitions-Auftragnehmer und der Beschaffungsoffizier oder 
deren Vertreter können bei der Verhandlung ihnen geeignet erschei- 
nende Beweise und Beweisgründe anbieten, die jedoch dem vernünf- 
tigen Ermessen des Vorsitzenden unterliegen, der Umfang und Art 
des Vorbringens der Beweisangebote und Beweisgründe überwacht. 
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Briefe oder Abschriften davon, eidesstattliche Erklärungen oder 
andere Beweismittel, die sonst nach den allgemeinen Beweisregeln 
nidit zulässig sind, können nach dem Ermessen des Vorsitzenden ent- 
gegengenommen werden. Die den in irgendeiner Form vorgelegten 
Beweismitteln zuzuerkennende Beweiskraft wird durch den Ausschuß 
bestimmt unter Anwendung eines vernünftigen Ermessens bei Berück- 
sichtigung aller Umstände des gegebenen Falles. Die Parteien können 
durch schriftliche, dem Ausschuß eingereichte Abreden über den von 
der Beschwerde betroffenen Tatbestand oder einen Teil desselben 
Übereinkommen und die Abrede kann in der Verhandlung als Beweis 
angesehen und verwendet werden; die Parteien können auch Abrecie 
über eine Aussage treffen, die ein Zeuge machen würde, wenn er 
vernommen wäre. Der Ausschuß kann jedoch ln solchen Fällen zu- 
sätzliche Beweise fordern. 

f. Zeugenvernehmung. Zeugen müssen von dem Ausschuß 
mündlich unter Eid vernommen werden, es sei denn, daß über den 
Tatbestand Abrede getroffen wurde oder daß der Ausschuß ander- 
weitig bestimmt. Wenn die Aussage eines Zeugen nicht unter Eid 
geleistet wird, kann der Ausschuß, wenn er dies für zweckmäßig 
erachtet, den Zeugen ermahnen, daß auf seine Aussagen die Straf- 
bestimmungen für wissentlich falsche Darstellungen bei Forderungen 
gegen die Vereinigten Staaten oder ihre Dienststellen angewandt 
werden können. 

g. Abschriften. Wenn Bücher, Akten, Papiere oder Dokumente 
als Beweismittel entgegengenommen werden, können statt ihnen be- 
glaubigte Abschriften oder beglaubigte Auszüge der Teile, die von 
materieller Bedeutung und erheblich sind, zu den Akten genommen 
werden. 

h. Zurücknahme von Beweisstücken. Wenn eine Entscheidung 
rechtskräftig geworden ist, kann der Ausschuß auf Antrag der be- 
rechtigten Partei die Zurücknahme der Originalbeweisstücke oder 
Teile von ihnen erlauben. 

i. Verhandlungsniederschrift. Die bei der mündlichen Ver- 
handlung vorgebrachten Aussagen und Beweisgründe müssen in einem 
kurz zusammengefaßten Verhandlungsbericht niedergelegt werden, 
sofern es der Ausschuß nicht anders bestimmt. Abschriften eines sol- 
chen Verhandlungsberichtcs werden den Parteien gegen die zwischen 
dem Ausschuß und dem Protokollführer festgesetzten Gebühren er- 
teilt. Wenn das Protokoll über die Verhandlung von einem Ange- 
stellten der Regierung geführt wird, kann der Beschwerdeführer einen 
solchen Bericht gegen Bezahlung an die Regierung zu den normaler- 
weise von unabhängigen Protokollführern geforderten Sätzen erhal- 
ten. Der Beschwerdeführer kann dem Ausschuß eine schriftliche Stel- 
lungnahme über die Teile des Berichtes, die er für ungenau hält, zur 
Berücksichtigung einreichen. 
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8. Vertretung: Ein Beschwerdeführer kann vor dem Ausschuß 
persönlich erscheinen oder sich durch einen Anwalt oder irgendeine 
andere dazu bevollmäditigte Person vertreten lassen. 

9. Feststellungen und Entscheidungen, Die Feststellungen und 
Entscheidungen des Ausschusses müssen schriftlich erfolgen und sind 
nach Genehmigung durch den Commander in Chief oder den von 
ihm ernannten Vertreter rechtskräftig. Beglaubigte Abschriften davon 
werden gleichzeitig an beide Parteien und an die BBB übersandt. Die 
Verfahrensregel des Ausschusses und alle rechtskräftigen Entschei- 
dungen sowie die von dem Ausschuß erteilten Anweisungen bei der 
Entscheidung der Fälle liegen im Büro des Ausschusses in Heidelberg, 
Deutschland, zur Öffentlichen Einsicht aus. 

10. Verhandlungen in englischer Sprache. Alle Verhandlungen 
vor dem Ausschuß werden in englischer Spradie geführt, jedoch unter 
der Voraussetzung, daß ein geeigneter Dolmetscher zu den Verhand- 
lungen hinzugezogen werden kann, damit nicht englisch sprechende 
Zeugen ihre Aussagen machen können. Alle schriftlichen Beweis- 
stücke wie Bücher, Akten, Papiere, Schriftwechsel oder sonstige dem 
Ausschuß zur Berücksichtigung vorgelegten Dokumente müssen in 
englischer Sprache geschrieben sein. Falls sie in einer anderen Sprache 
abgefaßt sind, muß eine englische Übersetzung beiger ügt werden, 
deren Richtigkeit von einem vom Ausschuß anerkannten Übersetzer 
bescheinigt werden muß. 

Für die Richtigkeit der 
Übersetzung: 

gez. Dr. Kemnitz 


ANHANG 

Vorschlag für die Abfassung einer Beschwerde 

Beschwerde des/der Datum 

(Name des Requisitions- 
Auftragnehmers) 

Betr.: Requisitions-Anforderung Nr vom 

An den 

Commander in Chief, United States Army, Europe, APO 403 
Att.: Board of Requisition Demand Appeals. 
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Der Unterzeichnete Requisitions-Auftragnehmer legt hiermit Be- 
schwerde ein bei dem Commander in Chief, USAREUR über die 
Entscheidung des (Name und Rang des Beschaff ungsoffiziers sind 
hier einzusetzen), die am 19 gefällt wurde dahin- 

gehend, daß: 

(Hier ist die Entscheidung oder eine kurze Zusammenfassung 
einzusetzen, gegen die Beschwerde geführt wird.) 

Die Streitigkeit ergibt sich aus den oder betrifft die folgenden 
Vorschriften der oben angegebenen Requisitions-Anforderung: 

(Hier sind die entsprechenden Bedingungen und Bestimmun- 
gen des mandatorischen Auftrages cinzusetzen.) 

Die Entscheidung, über die hier Beschwerde geführt wird, war 
aus folgenden Gründen unrichtig: 

(Angabe der besonderen Tatsachen und Umstände, auf die der 
Requisitions- Auftragnehmer seine Beschwerde stützt. Auffüh- 
rung der Tatsachen, von denen der Requisitlons-Auftrag- 
nehmer der Auffassung ist, daß sie von dem Beschaffungs- 
offizier nicht bestritten werden. Falls erforderlich, sind be- 
sondere Bogen zu verwenden.) 

Die Beschwerde wird aufgrund der Vorschriften, Bestimmungen 
und Bedingungen der Requisitions-Anforderung geltend gemacht. 


Requ. -Auftragnehmer — Beschwerdeführer) 


(Anschrift des Beschwerdeführers) 


14 



Anlage 2 


Übersetzung'** 

HEADQUARTERS UNITED STATES ARMY, EUROPE 

APO 403 

Besdiaffungs-Rundsdireiben 27. Oktober 1954 

Nummer 22 


Forderungen der Requisitions-Auftragnehmer 

1. Sadilidier Geltungsbereldi. Die Vorschriften dieses Rund- 
schreibens finden Anwendung auf alle USAREUR, USNAVGER- 
und USAFE-Beschaffungen mit DM-Mitteln, die von der deutschen 
Regierung zur Verfügung gestellt wurden. 

2. Zweck. Der Zweck dieses Rundschreibens ist die Festlegung 
der Voraussetzungen und des Verfahrens bei Forderungen, die aus 
der Durchführung von Requisitionsanforderungen (EC Formblatt 
6 GA) entstehen. 

3. Voraussetzungen. Um eine Frist festzusetzen, in der Forde- 
rungen aus Requisitionsanforderungen angenommen und bearbeitet 
werden, müssen die Beschaffungsoffiziere in alle Requisitionsanfor- 
derungen, 

die nach Erhalt dieses Rundschreibens ausgestellt werden und in 
alle bereits ausgestellten, für die eine abschließende Zahlungs- 
anweisung (EC Formblatt 6GR) bis zum Erhalt dieses Rund- 
schreibens noch nicht ausgestellt worden ist, 

folgenden Flinweis auf nehmen: 

Der Requisitions-Auftragnehmer muß die folgende Verzicht- 
erklärung abgeben, die auf der Schlußrechnung vor Ausstellung 
der abschließenden Zahlungsanweisung (EC Formblatt 6GR) er- 
scheinen muß: 

Der Unterzeichnete Requisitions-Auftragnehmer entlastet hier- 
mit die Vereinigten Staaten von Amerika, ihre Offiziere und 
Vertreter von allen Forderungen und Ansprüchen, die aus der 
und durch die Requisitionsanforderung (EC Formblatt 6GA) 


Nummer Datum 

sowie allen dazugehörigen Änderungsaufträgen entstehen kön- 
nen, sofern Forderungen nicht innerhalb 30 Kalendertagen 

Es wird darauf hingewiesen, daß bei verschiedener Interpretation trotz dieser 
von USAREUR autorisierten Übersetzung der englische Text maßgebend ist. 

Dieses Rundschreiben ersetzt das USAREUR-Beschaffungsrundschreiben Nr. 20 
vom 21. September 1954. 
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nach Erhalt der Zahlung auf Grund der abschließenden Zah- 
lungsanweisung (EC Formblatt 6GR) zu der oben bezeich- 
neten Requisitionsanforderung geltend gemacht werden. 

Die Forderungen können nur durch Einreichung einer schrift- 
lichen Darstellung bei dem Beschaffungsoffizier geltend gemacht 
werden unter Angabe der sie im einzelnen begründenden Tat- 
sachen mit allen zur Beweisführung erforderlichen Belegen. 
Wenn es sich innerhalb der zulässigen Frist von 30 Tagen für 
die Geltendmachung von Forderungen herausstellt, daß eine 
Fristverlängerung erforderlich ist, muß der Requisitions-Auf- 
tragnehmer den Beschaffungsoffizier unverzüglich davon schrift- 
lich benachrichtigen unter Angabe der Gründe für die Unmög- 
lichkeit der Fristeinhaltung von 30 Tagen. Wenn der Beschaf- 
fungsoffizier nach seinem Ermessen das Gesuch für gerechtfertigt 
und begründet hält, verlängert er schriftlich die Frist zur Ein- 
reichung von Forderungen, jedoch darf diese Frist 90 Kalender- 
tage nach Erhalt der Zahlung auf Grund der abschließenden 
Zahlungsanweisung (EC Formblatt 6GR) nicht überschreiten. 

4. Forderungen aus erfüllten Requisitionsanforderungen. In den 
Fällen, wo der Beschaffungsoffizier eine Forderung erhält, die aus 
einer Requisitionsanforderung entstand, welche bei Inkrafttreten 
dieses Rundschreibens bereits erfüllt wurde und den in Paragraph 3 
geschriebenen Flinweis nicht enthält, muß der Lieferant ersucht wer- 
den seine Forderung zu überprüfen und bescheinigen, daß die geltend 
gemachte Forderung den Gesamtbetrag aller Ansprüche umfaßt, die 
er in Verbindung mit der betreffenden Requisitionsanforderung gel- 
tend macht. Nach dieser Bescheinigung werden Ansprüche, die in der 
gestellten Forderung nicht enthalten sind, abgelehnt. 

5. Verfahren, a. Die Beschaffungsoffiziere müssen alle Maßnah- 
men ergreifen, um eine endgültige und vollständige Beilegung der 
Forderungen zu bewirken, ohne daß die Befassung höherer Stellen 
notwendig wird. Um eine solche Beilegung zu erreichen, müssen die 
Beschaffungsoffiziere eine umfassende Untersuchung aller dazugehö- 
rigen Tatsachen vornehmen und, wenn zweckmäßig, Rechnungsprü- 
fungen zur Erhärtung dieser Tatsachen durchführen lassen. Eine For- 
derung sollte nicht eher an eine höhere Stelle oder auf den Beschwer- 
deweg verwiesen werden, als nicht der größtmögliche Versuch gemacht 
wurde, sie auf der unteren Ebene durch den Beschaffungsoffizier 
beizulegen. 

b. Bei der Durchführung der Beilegung von Forderungen haben 
sich die Beschaffungsoffiziere an die entsprechenden Vorschriften des 
USAREUR-Rundschreibens 75, 1952 zu halten. 

c. Wenn eine gegenseitig zufriedenstellende Regelung einer 
Forderung nicht erreicht wird, muß der Beschaffungsoffizier den Lie- 
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feranten schriftlich durch Einschreiben gegen Empfangsbestätigung 
von seiner Entscheidung innerhalb von 45 Tagen nach Eingang der 
Forderung benachrichtigen. Die schriftliche Entscheidung muß mit der 
gleichfalls schriftlichen Tatsachenfeststellung belegt sein, die der Lie- 
ferant zusammen mit der Entscheidung selbst in beglaubigter Ab- 
schrift erhält. Die Beschaffungsoffiziere müssen folgenden Hinweis 
in ihre Entscheidungen auf nehmen: 

Wenn die Tatsachenfeststellung und die Entscheidung von 
Ihnen bestritten wird, so können Sie auf Grund dieses Hin- 
weises bei dem Commander in Chief, USAREUR, Beschwerde 
einlegen. Wenn Ihre Beschwerde ordnungsgemäß geltend gemacht 
wird, wird sie vor dem USAREUR- Ausschuß für Beschwerden 
über Requisitionsanforderungen zur Verhandlung kommen. Ihre 
Beschwerde ist in Form eines Briefes oder in jeder anderen Form, 
die die notwendigen Angaben enthält, an den 

Commander in Chief USAREUR 

Attn.: Board of Requisition Demand Appeals 
APO 403, US Arrny 

zu richten. Sie muß die Tatsachen und Beweisgründe, auf die 
Sie Ihre Beschwerde stützen, enthalten und im einzelnen dar- 
legen. Sie muß innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt dieser Tat- 
sachenfeststellung und Entscheidung beim Beschaffungsoffizier 
eingelegt werden. Das Schreiben muß enthalten 

a) die Bezeichnung als Beschwerde 

b) die Angabe der Nummer und des Datums der Requisitions- 
anforderung 

c) die Entscheidung, gegen die sich die Beschwerde richtet 

d) Datum dieser Entscheidung 

e) die Bestimmungen und Bedingungen der Requisitionsan- 
forderung 

f) die Art des Anspruches und 

g) die genaue Bezeichnung des Beschwerde Begehrens. 

Die Beschwerde muß persönlich von Ihnen oder von einem be- 
vollmächtigten Angestellten Ihrer Gesellschaft oder einem Mit- 
glied Ihrer Firma oder von Ihrem bevollmächtigten Vertreter 
unterschrieben werden. Der gesamte Schriftverkehr, Papiere und 
andere zur Prüfung vorgelegte Unterlagen müssen in englisch 
geschrieben sein oder, falls sie in einer anderen Sprache abgefaßt 
sind, muß eine englische Übersetzung beigefügt werden. Die Be- 
schwerde ist in der Urschrift mit 4 Durchdrucken vorzulegen. 
Die Verhandlungen des Beschwerdeamtes werden in englischer 
Sprache geführt.“ 

(AG 400.12 GLD — Heid Mil 7914) 
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Auf Befehl von General Hoge: 


C. F. Ferenbaugh 
Major General, GS 
Chief of Staff 


Beglaubigt: 

Bruce Easley, Jr. 
Brigadier General, USA 
Adjutant General 

Besonderer Verteiler 

Für die Richtigkeit der 
Übersetzung; 

gez. Dr, Kemnitz 
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